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Vorwort

Die Autoren dieses Buches erzählen, wie sich eine BelegschaŌ  
gegen Gehaltssenkungen wehrt. Am Ende einer langen Ausein-
andersetzung konnte ein Tarifvertrag durchgesetzt werden. Der 
Tarifvertrag verbesserte das Gehalt für alle und machte es si-
cherer.

Der Kampf um einen Tarifvertrag wird beispielhaŌ  beschrie-
ben – als Ermunterung an die, die in Unternehmen arbeiten, die 
nicht tarifgebunden sind. Die Zahl dieser Unternehmen wächst. 
Daher nimmt die Bedeutung von Beispielen zu, die zeigen, wie 
ein Tarifvertrag durchgesetzt werden konnte. Die GeschäŌ sfüh-
rung konnte sich mit »innovaƟ ven«, aber unredlichen Metho-
den zur Reduzierung der Löhne und des Gehaltsniveaus letzt-
endlich nicht durchsetzen. Der Betriebsrat hat sofort beantragt, 
einseiƟ ge Eingriff e in die Entlohnungsstruktur zu untersagen. Die 
Kolleginnen und Kollegen wehrten sich mit Unterstützung der 
GewerkschaŌ en und weigerten sich, die einseiƟ g geänderten Ar-
beitsverträge zu unterschreiben. Sie haben sich über fünf lange 
Jahre ihren Tarifvertrag mit Streiks und öff entlichen Protesten 
erkämpŌ . Das hat es in 50 Jahren Lebenshilfe Berlin noch nicht 
gegeben!

In dem langen Streit zwischen Betriebsrat und Unternehmen 
ging es im Kern um die Rechte von Betriebsräten bei der betrieb-
lichen Lohngestaltung. Der Betriebsrat gewann zwar vor dem 
Bundesarbeitsgericht. Aber die BeschäŌ igten wollten ein Ende 
der Gehaltssenkungen und bessere und sicherere Gehälter. Und 
da war der Betriebsrat keinen SchriƩ  weitergekommen. Nur Ge-
werkschaŌ en können Tarifverträge vereinbaren. Die unterschied-
lichen Rechte von Betriebsräten und GewerkschaŌ en werden 
exemplarisch vorgeführt. Schließlich geht es darum, mehr Kolle-
ginnen und Kollegen für eine Mitarbeit in den GewerkschaŌ en 
zu gewinnen. Starke GewerkschaŌ en sind nicht nur in tarifl ichen 
Auseinandersetzungen unverzichtbar.



8

In der Lebenshilfe werden behinderte Menschen betreut. Das 
Buch verdeutlicht, aus welchen »Töpfen« diejenigen fi nanziert 
werden, die in solchen Unternehmen arbeiten. Es geht einerseits 
darum, dass der Staat für Menschen Geld aufwendet, die wegen 
ihrer Behinderung nicht vollständig für sich auŅ ommen können. 
Es geht aber auch um die Bezahlung derjenigen, die die se Be-
hinderten betreuen und unterstützen. Der Zustand einer Gesell-
schaŌ  zeigt sich auch darin, wieviel sie für die behinderten Men-
schen und deren Betreuung zur Verfügung stellt. Der Kampf der 
BeschäŌ igten um ein besseres, ihrer Arbeit angemessenes Ge-
halt und einen Tarifvertrag ist ein legiƟ mer Kampf um die gesell-
schaŌ liche Anerkennung von sozialen Berufen.

Dieses Buch erscheint in der Reihe WIDERSTÄNDIG. Für den 
Faschismus waren die Leben von Menschen, die nicht arbeits-
fähig und nicht heilbar waren, unwertes Leben. Das ist die zy-
nische Konsequenz einer Ökonomie, die einen Mensch nur am 
Maßstab seiner Verwertbarkeit misst. Am Ende stand die syste-
maƟ sche Vernichtung von über 100.000 behinderten Menschen. 
Am Anfang standen das Verbot der Arbeiterparteien und Gewerk-
schaŌ en und die Zerstörung aller demokraƟ schen und gewerk-
schaŌ lichen Rechte. Tarifverträge konnten nicht mehr vereinbart 
werden. Die Tarifvertragsverordnung und das Betriebsrätegesetz 
wurden aufgehoben und durch ein »Gesetz zur Ordnung der na-
Ɵ onalen Arbeit« ersetzt: Der Unternehmer als »Führer des Be-
triebes«, die Angestellten und Arbeiter als seine »GefolgschaŌ «. 
Es war ein Gesetz der Unterwerfung der Arbeiter und Angestell-
ten und ein Dokument der IdenƟ tät der Interessen von Kapital 
und Faschismus.

Neonazis aƩ ackieren heute Behinderte und Wohnungslose. 
Rassismus und Neonazismus sollten – wo auch immer – geächtet 
und die NPD verboten werden. Die Millionen Euro, mit denen die 
NPD aus öff entlichen Geldern alimenƟ ert wird, könnten besser 
für die Betreuung behinderter Menschen und eine tarifgerechte 
Bezahlung der Kolleginnen und Kollegen eingesetzt werden.

Dr. Hans Coppi
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»Die Kolleginnen und Kollegen spürten 
die Kra   als organisierte Belegscha  «
Interview mit Michael Spuhler (ver.di-Mitglied und 
Streikteilnehmer aus der Wohnstä  e 1) und Karl Kamp

Kollege Spuhler, du hast damals in der Lebenshilfe den Warn-
streik federführend vor Ort vorbereitet. Wie kam es zu dem Warn-
streik bei der Lebenshilfe und wie habt ihr diesen Warnstreik vor-
bereitet?

Michael Spuhler: Der erste Gedanke, einen Streik bei einer 
Einrichtung wie der Lebenshilfe durchzuführen, kam im Som-
mer 2008 auf. Die FrustraƟ on unter den Kolleginnen und Kolle-
gen war sehr groß, weil trotz der vielen öff entlichen ProtestakƟ -
onen keine wirklichen Verhandlungen zustande kamen, und wir 
deshalb vor der Frage standen, wie können wir überhaupt wei-
termachen. Denn mit öff entlichen Protesten war off ensichtlich 
nichts mehr zu erreichen. Aufgrund der dezentralen Struktur der 
Lebenshilfe, viele WohnstäƩ en, viele WohngemeinschaŌ en und 
Betreutes Einzelwohnen, blieb eigentlich nur die Möglichkeit, in 
einer staƟ onären Einrichtung, die relaƟ v überschaubar ist, einen 
Streik durchzuführen, in Form eines Warnstreiks, nicht in Form 
eines Dauerstreiks, und wir dachten auch erst nur an einen Warn-
streik von vielleicht einigen Stunden. 

Wir haƩ en dann eine Diskussion unter uns GewerkschaŌ smit-
gliedern, also GEW und ver.di Mitgliedern in der Ahornstraße, 
wo eigentlich sehr gegensätzliche Standpunkte vorhanden wa-
ren über die Machbarkeit eines Streiks bei dem noch relaƟ v ge-
ringen OrganisaƟ onsgrad innerhalb der Lebenshilfe. Es bestand 
die Befürchtung, dass wir uns einen Misserfolg organisieren und 
dann eine noch schwierigere PosiƟ on häƩ en.

Wir standen vor der Frage, wie bei dem OrganisaƟ onsgrad von 
ca. 30% in der Einrichtung, in der wir streiken wollten, der Wohn-
stäƩ e 1 (WS 1) mit ca. 24 BeschäŌ igten, der Warnstreik durchzu-
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führen ist. Das ist für einen Streik eine relaƟ v geringe Basis, so-
dass wir uns überlegen mussten, wie wir in den Warnstreik auch 
die nicht gewerkschaŌ lich organisierten Kollegen mit einbezie-
hen und ihre Ängste überwinden können.

Gab es Befürchtungen, ob man in so einer Einrichtung überhaupt 
»streiken« kann?

Michael Spuhler: Genau diese Frage kam auf. Vor allem muss-
ten wir davon ausgehen, dass vor dem Streik ein moralischer 
Druck gegen einen Streik aufgebaut wird. Aber diese Einrichtung 
haƩ e viele Klienten, die vormiƩ ags außerhalb in den Werkstät-
ten sind. Außerdem gab es genügend Zeit, nach Ankündigung 
des Streiks bis zur Durchführung ErsatzkräŌ e heranzuführen, Lei-
tungskräŌ e vor allem, aber auch VertretungskräŌ e, sodass das 
Kuriosum entstand, dass während des Streiks mehr Betreuungs-
personal vorhanden war, als im Normalbetrieb, in Form von zwei 
LeitungskräŌ en, einer Regionalleitung und der WohnstäƩ enlei-
tung. Diese Angst, dass die Grundversorgung nicht gesichert sein 
könnte, war also relaƟ v schnell zu nehmen. Die größere Angst bei 
Kolleginnen und Kollegen bestand vor allem bei denjenigen, die 
befristete Verträge haƩ en oder vielleicht noch in der Probezeit 
waren, dass die Streikteilnahme als Grund herangezogen werden 
kann, für eine Nichtverlängerung des Vertrages.

Das ist ja ein Problem, was unabhängig von der Branche besteht. 
Auch im Einzelhandel z.B. nimmt die Befristung zu.

Michael Spuhler: Wir haƩ en schon einen gewissen Anteil von 
solchen Kolleginnen und Kollegen in der Einrichtung. Wir haƩ en 
schon ungefähr einen Monat vorher den Kollegen gesagt, »seht 
zu, dass diese betreff enden Kolleginnen und Kollegen am Streik-
tag nicht im Dienstplan stehen«. Die Streikenden stammten in 
der überwiegenden Mehrzahl aus dem Bestand der festen Be-
legschaŌ . Außerdem haben wir dafür gesorgt, dass am Streik-
tag die Kollegen im Dienstplan stehen, die gewerkschaŌ lich or-
ganisiert sind.
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Gab es Druck von der Geschä  sführung?
Michael Spuhler: Dazu muss man sagen, dass es uns gelang, die 

konkrete Streikvorbereitung bis zur Ankündigung gegenüber der 
WohnstäƩ enleitung und der GeschäŌ sführung absolut geheim 
zu halten, weil uns klar war, dass, wenn wir das vorher durchsi-
ckern lassen, ein psychischer Druck ausgeübt wird auf viele Kol-
leginnen und Kollegen. Ich, und auch andere Kollegen, haƩ en 
die Zeit der Vorbereitung genutzt, um mit allen Kollegen, ent-
weder in Einzelgesprächen oder in kleinen Gruppengesprächen, 
in den jeweiligen Teams über die Notwendigkeit des Streiks zu 
reden und die wurde relaƟ v schnell von den Kollegen erkannt, 
weil die Empörung wirklich groß war, da wir mit diesem nichƩ a-
rifl ichen Vergütungssystem, das die GeschäŌ sführung über die 
Einigungsstelle erzwungen haƩ e, eigentlich nur ein dürŌ iges Er-
satzangebot bekommen haƩ en und es im Prinzip eine Tarifpoli-
Ɵ k nach Gutsherrenart war, die uns von oben aufgedrückt wer-
den sollte. Vor allem die Kollegen, und das fand ich interessant, 
auch Kollegen mit Kindern, waren sehr stark moƟ viert, weil sie 
gemerkt haben, dass die Lohnentwicklung in den Jahren davor 
extrem hinter der Preisentwicklung herhinkte. Und die Kollegen 
haben gesagt, wenn es so weiter geht, dann arbeiten wir wirk-
lich irgendwann auf einem Niedriglohnniveau.

Welche Bedenken wurden denn geäußert von Kollegen?
Michael Spuhler: Die Hauptbedenken waren die über die 

Rechtmäßigkeit eines Warnstreiks und die befürchteten Konse-
quenzen, bis hin zu Entlassungen oder anderen personellen Maß-
nahmen. Darüber musste ich oŌ  Gespräche führen, vor allem 
auch mit Kolleginnen und Kollegen, die nicht gewerkschaŌ lich or-
ganisiert waren. Ich muss dazu sagen, ich habe von der Gewerk-
schaŌ  ver.di ein sehr gutes FaltblaƩ  zum Thema Warnstreik zur 
Verfügung gestellt bekommen. Habe es auch allen überreicht und 
ihnen dazu gesagt, ein Warnstreik bedeutet zwar, dass man an 
dem Tag, wo man streikt, keinen Lohnanspruch hat. Die Gewerk-
schaŌ smitglieder haben logischerweise den Anspruch auf Strei-
kunterstützung für diese Zeit, die nicht Organisierten haben an 
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dem Tag Lohnausfall. Aber auch nicht organisierte BelegschaŌ s-
mitglieder haben das Recht zu streiken. Damit konnten die Ängste 
relaƟ viert werden – auch bei den Nichtorganisierten.

Es gab keinen Unterschied zwischen Organisierten und Nichtor-
ganisierten?

Michael Spuhler: Nein, bei den Ängsten vielleicht, weil natür-
lich ein GewerkschaŌ smitglied weiß, er hat im Noƞ all Rechts-
schutz. Manche Kollegen sagten, sie haben einen privaten Rechts-
schutz und fühlten sich dadurch auch ein bisschen abgesichert. 
Aber natürlich war in der Diskussion, dass es besser ist, wenn 
man gewerkschaŌ lich organisiert ist. Von den 24 BeschäŌ igten, 
die wir haƩ en, traten auch in Vorbereitung des Streiks zwei Kolle-
gen in die GewerkschaŌ en ein. Einer in die GEW, einer bei ver.di. 
Dadurch erhöhten wir auch unseren OrganisaƟ onsgrad – für so 
eine kleine Einrichtung – relaƟ v erheblich. Die anderen waren im 
Prinzip beruhigt durch die Tatsache, dass wir alle streiken. Wenn 
alle streiken, können sie schwieriger Einzelne herausgreifen und 
diese mit arbeitsrechtlichen Maßnahmen überziehen.

Was sagte denn der Arbeitgeber eigentlich in dem Moment, wo 
er davon erfuhr?

Karl Kamp: Es war sehr verwunderlich, dass im Vorfeld nichts 
davon durchgesickert ist. Wir haƩ en vier bis sechs Wochen vor-
her mit vielen Leuten gesprochen und es ist nichts an die Ge-
schäŌ sführung durchgesickert. Das hat uns schon sehr gewun-
dert, darüber waren wir sehr froh, weil wir auch nicht wussten, 
wie es ist, wenn der Druck der GeschäŌ sführung auf einzelne Be-
schäŌ igte zunimmt. Die GeschäŌ sführung war natürlich aus al-
len Wolken gefallen. Sie haƩ e es erst durch die Ankündigung der 
GewerkschaŌ en erfahren. Die GewerkschaŌ en haƩ en am Nach-
miƩ ag per Post mitgeteilt, morgen wird gestreikt. Die GeschäŌ s-
führung versuchte, mit einer einstweiligen Verfügung dagegen 
gerichtlich vorzugehen. Das gelang nicht. Da musste noch ein 
GewerkschaŌ ssekretär zum Gericht. Vonseiten der GeschäŌ s-
führung wurde vor Gericht argumenƟ ert, die Ankündigung sei 
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zu kurzfrisƟ g gewesen und der Arbeitgeber habe in seinen Pla-
nungen die Belange der Behinderten nicht ausreichend berück-
sichƟ gen können. Es häƩ e längere Anlaufzeit gebraucht, um für 
die WohnstäƩ e ordnungsgemäß Personal stellen zu können. 

Und wie hat das Gericht dazu entschieden?
Karl Kamp: Das Gericht hat gesagt, dass die Ankündigungs-

zeit ausreichend war. Die GeschäŌ sführung ging trotzdem in die 
nächste Instanz. Aber auch da ist es dann, ca. ein viertel Jahr spä-
ter, so ausgegangen wie in der ersten Instanz. 

Wie hat die Geschä  sleitung weiter auf den Streik reagiert?
Karl Kamp: Sie haben gewartet, was passiert, sie waren nicht 

darauf vorbereitet, dass der Streik so läuŌ , wie er läuŌ . Sie ha-
ben wohl damit gerechnet, dass vielleicht zwei, drei einzelne Per-
sonen plötzlich draußen stehen mit einem Plakat. Aber dass die 
gesamte diensthabende BelegschaŌ  der WohnstäƩ e vor dem Tor 
steht und nicht mehr arbeitet, das hat sie schwer verwundert.

Michael Spuhler: In der Einrichtung selbst war ich am Vortage 
im Frühdienst. So gegen 9:00 oder 10:00 Uhr, als die Leitung kam, 
habe ich ganz formell der Leiterin der WohnstäƩ e gesagt, dass 
ab morgen zum Frühdienst gestreikt wird. Die war total über-
rascht und fragte: »Richtet sich das gegen mich?« Aber es ging 
um grundsätzliche Fragen. Sie hat dann sofort über Telefon die 
übergeordnete Leitung informiert.

Gerade bei den unorganisierten Kolleginnen und Kollegen gab 
es vielleicht ein oder zwei, die sehr ängstlich waren, die sich aber 
trotzdem entschieden haƩ en. Ich habe von einer Kollegin noch 
am Vorabend des Streiks einen Anruf bekommen, sie gehe nun 
doch arbeiten. Und auf Nachfrage, was denn passiert sei, äußerte 
sie, man häƩ e mit ihr telefoniert. Dann konnte ich ihr am Tele-
fon die Ängste wieder nehmen.

Wer hat denn mit der Kollegin telefoniert?
Michael Spuhler: Es war wohl die WohnstäƩ enleiterin selbst. 

Die Kollegin haƩ e dadurch Ängste, aber wie gesagt, es gelang 
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mir, ihr diese zu nehmen. Sie war dann auch am nächsten Mor-
gen um 6:00 Uhr vor der Einrichtung mit uns als Streikposten. 
Die »konspiraƟ ve« Vorbereitung haƩ e sich bewährt. Denn hät-
ten wir schon Wochen vorher der GeschäŌ sführung den Streik 
signalisiert, dann häƩ e dieser Psychoterror viel früher eingesetzt. 
Von daher bestand also nicht die Möglichkeit, uns so unter Druck 
zu setzen.

Wie lange hat der Streik gedauert?
Michael Spuhler: Der hat genau 24 Stunden gedauert. Er be-

traf die Frühschicht, die NachmiƩ agsschicht und den folgenden 
Nachtdienst.

Und die Grundversorgung der Bewohner war gesichert?
Michael Spuhler: Ja, obwohl von den Kolleginnen und Kolle-

gen, die vorgesehen waren für diesen Dienst, 100% gestreikt ha-
ben. Das war der Erfolg, den wir erreichen wollten. Man holte 
über telefonische BenachrichƟ gung schnell VertretungskräŌ e 
und LeitungskräŌ e heran, um die Behinderten zu betreuen. Frü-
her hat man uns gesagt, eine Grundversorgung ist gewährleis-
tet, wenn in jedem Team eine ArbeitskraŌ  vorhanden ist. Un-
sere Angst bestand wirklich nicht darin, dass den Behinderten 
etwas passiert.

Die Lebenshilfe haƩ e auch im Normalbetrieb oŌ mals SituaƟ -
onen, wo wir aufgrund mangelnder PersonalausstaƩ ung schon 
nicht mehr mit ruhigem Gewissen sagen konnten, wir leisten 
gute Betreuungsarbeit. Uns war klar, dass die Lebenshilfe im-
mer in der Lage ist, die Grundversorgung zu gewährleisten. Zu-
mal ein besonderer Faktor noch ist, dass zu diesem Zeitpunkt 
die Lebenshilfe die so genannten mitarbeitenden Leitungen ein-
geführt hat.

Und wir haƩ en eine WohnstäƩ enleiterin, die ein DriƩ el ihrer 
Arbeitszeit in den Gruppen abzuleisten haƩ e, die also mit der Be-
treuungsarbeit in jeder Gruppe vertraut war. Unser Ziel war nicht 
negaƟ ve Folgen für die Klienten, sondern die Wirkung in der Öf-
fentlichkeit und innerbetrieblich.
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Ich haƩ e den Eindruck, dass man in der Nachstreikphase, ge-
nau an dem Vorwurf Gefährdung der Betreuung der Behinder-
ten versuchte, unseren Streik, ich möchte fast sagen, zu krimina-
lisieren. Natürlich haben die BeschäŌ igten solcher Einrichtungen 
verinnerlicht, dass den Behinderten auf keinen Fall ein Nach-
teil entstehen darf. Aber wir wissen, dass im Normalbetrieb von 
WohnstäƩ en und anderen Behinderteneinrichtungen, oŌ mals 
durch mangelnde PersonalausstaƩ ung die Behinderten ein ver-
ringertes Leistungsangebot haben, z.B. keine AußenakƟ vitäten 
machen können, weil nicht genug Leute da sind. Und dass es we-
gen des Streiks eine besondere StresssituaƟ on wird, war uns klar. 
Aber wir haƩ en auch dann während des Streiks kleine Gespräche 
mit unseren Klienten. Manche fanden das sehr gut, sofern sie es 
nachvollziehen konnten, dass wir uns wehren und sie empfanden 
das eher noch als ein Ereignis einer besonderen Art.

Karl Kamp: Dazu noch ganz wichƟ g: Die Gerichte haben uns 
auferlegt, dass wir dafür Sorge zu tragen haben, dass eine Not-
versorgung eingehalten wird. Es war interessant in diesem Zu-
sammenhang: Wir haƩ en der GeschäŌ sleitung fast 24 Stunden 
Vorlaufzeit gegeben. Off ensichtlich war unser GeschäŌ sführer 
mit dem Prozedere eines Arbeitskampfes überhaupt nicht ver-
traut. Sonst häƩ e er sich nämlich im Vorfeld noch an die Gewerk-
schaŌ en wenden können, über den heißen Draht, und mit uns 
verhandeln können.

Über Notdienste?
Michael Spuhler: Ja, und das hat er nicht gemacht. StaƩ des-

sen haben sie selbst organisiert, wie sie diesen Streiktag auff an-
gen können. Von daher bestand gar nicht mehr die unmiƩ elbare 
Notwendigkeit, für diesen Tag einen Notdienstplan aufzustellen. 
Aber das war natürlich auch der Unerfahrenheit der GeschäŌ s-
führung geschuldet. Das haben sie uns im Nachhinein zum Vor-
wurf gemacht. Sie sprachen von einem so genannten Blitzstreik. 
Wir haben einen Warnstreik gemacht und der GeschäŌ sführer 
benutzt diesen fast schon militarisƟ schen Begriff  des Blitzstreiks. 
Im Nachhinein wurde uns dann vorgeworfen, wir häƩ en die Ge-
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sundheit und das Wohl der Behinderten gefährdet. Diese Ausein-
andersetzung haƩ en wir mit der GeschäŌ sführung.

Wir haben das sehr strikt von uns gewiesen. Wir haƩ en eine 
Woche nach dem Warnstreik eine Abteilungsversammlung der 
WohnstäƩ en. Da habe ich auch einen Diskussionsbeitrag gehal-
ten. Dort habe ich gesagt, dass wir in dem Normalbetrieb der 
WohnstäƩ e ganz oŌ  an das Maß des Vertretbaren geführt wur-
den, wo wir es mit dem Wohl der Behinderten auch nicht mehr 
vereinbaren konnten, so unter diesem Stress zu arbeiten. Da hat 
sich die GeschäŌ sführung wenig engagiert. Uns war klar, dass 
sehr schnell versucht wird, diese moralische Keule herauszuho-
len. Die GeschäŌ sführung hat auch gegenüber den Vereinsmit-
gliedern der Lebenshilfe auf einer Versammlung versucht, uns 
quasi vorzuwerfen, wir häƩ en es in Kauf genommen, dass Epi-
lepƟ ker unter der Dusche ertrinken. Der GeschäŌ sführer behaup-
tete, die EpilepƟ ker werden rund um die Uhr beobachtet und 
bewacht, was in der Realität gar nicht sƟ mmt. Die betreff enden 
Klienten sind in ihren Zimmern oŌ  stundenlang allein. Das Kuri-
ose ist, das habe ich ihm dann auch gesagt, dass man in diesen 
Duschen gar nicht ertrinken kann, weil die einen Bodenabfl uss 
haben. Und wie soll man da ertrinken? Aber diese unzulässigen 
DramaƟ sierungen waren dazu da, uns quasi in eine richƟ g böse 
Ecke zu stellen.

Noch ganz interessant war die Atmosphäre während des 
Streiks. Obwohl die Personallage so schlecht war, waren die 
WohnstäƩ enleiterin und die Regionalleiterin, die eigentlich dafür 
häƩ en sorgen müssen, dass die Behinderten gut betreut werden, 
während unseres Streiks fast die ganze Zeit vor der Einrichtung 
mit uns in Gespräche verwickelt. Sie haben uns auch in demons-
traƟ ver Weise fotografi ert. Das empfanden die Kollegen als eine 
Drohung. Trotzdem war es fast eine festliche SƟ mmung wäh-
rend der AkƟ onen, wir haƩ en unsere Plakate und LuŌ ballons am 
Gebäude und davor angemacht, in einer nahe gelegenen Gast-
stäƩ e machten wir ein Streikfrühstück und liefen anschließend 
durch Britz, wo eine sehr hohe KonzentraƟ on von Einrichtungen 
der Lebenshilfe ist, um die Kollegen in den anderen Wohnstät-



43

ten über unseren Streik zu informieren. Auch ein Pressevertre-
ter (ND) kam mit einem Fotoreporter hinzu. Am Folgetag gab es 
dann einen Bericht in dieser Tageszeitung, in dem auch der Ge-
schäŌ sführer zur Wort kam.

Worin siehst du die Bedeutung dieses Warnstreiks?
Michael Spuhler: Durch den Streik konnte die Blockadehaltung 

der GeschäŌ sführung aufgebrochen werden. Die Kolleginnen 
und Kollegen spürten, manche vielleicht erstmals in ihrem Le-
ben, die KraŌ , die sie als organisierte BelegschaŌ  haben. Übri-
gens über die unmiƩ elbaren Streikteilnehmer hinaus, weil auch 
viele Kolleginnen, die nicht im Dienst waren oder sogar Urlaub 
haƩ en, sich dann mit vor der Einrichtung einfanden. Und dieses 
Gefühl, man kann etwas machen, glaube ich, das hat man auch 
in der Fernwirkung dieses Streiks gespürt. Es war ein gewisses 
Novum in der ArbeitskampŌ radiƟ on, dass eine solche Einrich-
tung überhaupt streikt. Die GeschäŌ sführung der Lebenshilfe 
schien es als einen erheblichen Imageverlust betrachtet zu ha-
ben in der so genannten TrägerlandschaŌ . Denn ich haƩ e das Ge-
fühl, sie musste sich ja rechƞ erƟ gen, was bei ihr nur los ist. Bei 
euch wird gestreikt!

Karl Kamp: Das hat man auch an den Solidaritätsadressen, 
von anderen Einrichtungen gemerkt, dass es sehr aufmerksam 
zur Kenntnis genommen wurde, dass in einem solchen Bereich 
gestreikt wurde. Soweit ich gehört habe, waren die anderen Ge-
schäŌ sführer (von den anderen Trägern) auch sehr panisch ge-
worden, weil sie jetzt befürchten mussten, dass es bei ihnen auch 
passieren kann. Gerade die großen Träger, die Kontakt zu uns hat-
ten und mit denen wir ja auch vorher schon Maßnahmen gemein-
sam gemacht haben, wie z.B. die Spas  kerhilfe, die mussten jetzt 
befürchten, dass bei ihnen so was auch passieren könnte. 

Die Lebenshilfe musste auch damit rechnen, dass es weiter-
geht. Wir haƩ en auch schon eine zweite Einrichtung im Visier ge-
habt, von der wir sicher waren, dass es funkƟ oniert. Es gab noch 
Einrichtungen, wo wir zumindest auch ähnlich wie in der Wohn-
stäƩ e 1 Erfolg sahen.


